
Erinnern wir uns noch? Im August
2002 legte eine Expertenkommis-
sion unter der Leitung des Perso-
nalchefs von VW, Peter Hartz,
einen Masterplan vor zur Halbie-
rung der Arbeitslosigkeit in
Deutschland in 3 Jahren. Hartz I –
III sollten neue Arbeitsmöglichkei-
ten eröffnen über Ich-AGs, Mini-
Jobs, Beschleunigung der Arbeits-
vermittlung und Leiharbeit, u.a.
über Personal-Service-Agenturen. 

Die traurige Bilanz:
Die Entwicklung vom 16. August
2002, der Verkündigung des Hartz-
Konzepts, bis zum 16. August
2004 stellt sich nach amtlichen
Daten so dar:

… und jetzt noch die 1 €€-Jobs!
In Fortführung des Masterplans zur
„Halbierung der Arbeitslosigkeit“
steht die Einführung der 1-€-Jobs
nach Hartz IV. „Zusatzjobs sind
eine ‚Riesenchance', sowohl für die
Arbeitssuchenden als auch für die
sozialen Dienste. Sie bieten Lang-
zeitarbeitslosen die Möglichkeit,
sich wieder in den Berufsalltag ein-
zufinden und dadurch eine Be-
schäftigung zu finden,“ meint die
Bundesregierung in einer Presseer-
klärung. Mit den Zusatzjobs könne
„die Qualität des Angebots in der
Altenpflege und der Kinderbetreu-
ung verbessert werden“. 

Die Wohlfahrtsverbände wollen
bereits in der ersten Phase rund
15.000 Zusatzjobs zur Verfügung
stellen. „Gerade im sozialen Sektor
besteht ein hoher Bedarf an ge-
meinwohlorientierten Tätigkeiten,
die mit Zusatzjobs ausgefüllt wer-
den können. Sie steigern die Qua-

lität im Bereich von Betreuung und
Pflege, ohne dass dadurch regu-
läre Beschäftigung ersetzt wird“
(Presseerklärung der Bundesregie-
rung).

Der Anspruch:
„Qualifizierung Langzeit-
arbeitsloser
Zusatzjobs können und dürfen die
notwendige Fachqualifikation nicht
ersetzen, Ziel ist, mit den Zusatz-
jobs eine Brücke zum Arbeitmarkt
zu schlagen. Sie sind ein Angebot
für nicht oder nur schlecht ausge-
bildete Langzeitarbeitslose, eine
Qualifikation zu erwerben und an
den Arbeitsmarkt herangeführt zu
werden.
Zusatzjobs
Zusatzjobs sind zusätzliche
Arbeitsplätze; das heißt, sie dürfen
keine regulären Arbeitsplätze v-
erdrängen.
Zusatzjobs erhöhen die Qualität
sozialer Dienstleistungen.
Zusatzjobs tragen zur sozialen und
gesellschaftlichen Integration bei

und bieten Arbeitsgelegenheiten
auch für Menschen ohne berufli-
che Qualifikation.
Zusatzjobs sollen vor Ort in Koope-
ration mit den Trägern sozialer
Einrichtungen und den Wohlfahrts-
verbänden organisiert werden.“
Aus: Presseerklärung der Bundesregierung, 6.9.2004

Den Arbeitslosen wird neben der
Regelleistung (Unterhalt und 
Unterkunft) eine Mehraufwands-
pauschale von 1 bis 2 € die Stunde
gewährt. Der Maßnahmenträger
erhält für einen Erwerbslosen eine
monatliche Pauschale von 500 €
im Monat.

Die Wohlfahrtsverbände und
Kommunen erhalten im kommen-
den Jahr vom Finanzminister eine
Zuweisung in Höhe von 6,35 Mil-
liarden Euro, um weitere 600.000
bis 850.000 1-€-Jobs zu schaffen.
Diese „Arbeitsgelegenheiten“
müssen von den Arbeitslosen an-
genommen werden, ansonsten
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„Masterplan“ Hartz ist grandios gescheitert

16. 8. 2002 16. 8. 2004

Arbeitslose in Deutschland 4.018.000 4.359.000

Sozialversicherungspflichtige Jobs 27.580.000 26.449.000

Erwerbstätige 38.692.000 38.183.000

Offene Stellen 458.004 296.588

Quelle: FAZ vom 17.8.2004

„Montagsdemonstration“ 
in Berlin                   Foto: J. Gester
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kann der Leistungsbezug gekürzt
werden, bei unter 25-Jährigen ent-
fällt der Leistungsbezug ganz. Jede
Tätigkeit ist zumutbar, es sei denn,
es stehen objektive Gründe (z.B.
Gesundheit oder Betreuung) ent-
gegen.

Nimmt man die Vorschriften zu
den 1-€€-Jobs beim Wort, 
■ kommen Arbeiten im pflege-

rischen Bereich und der Haus-
wirtschaft nicht in Frage; es ver-
bleiben Arbeiten im sozialbe-
treuerischen Bereich, wie z. B.
Wegbegleitung (zum Arzt oder
beim Einkaufen), Mobilitätser-
höhung (Spazierengehen) oder
Freizeitgestaltung (Vorlesen und
kleine Ausflüge und Besuche), 

■ bedarf der zu erwartende Per-
sonenkreis der Langzeitarbeits-
losen einer sozialpädagogischen
Begleitung, damit die „Arbeits-
gelegenheiten“ 

– die Teilnehmer qualifizieren,
– zu einer Verbesserung der Ver-

mittlungschancen führen,
– der Eignung und Neigung der

Teilnehmer entsprechen,
– aktivierend wirken und auf den

Wiedereintritt in ein Beschäfti-
gungsverhältnis vorbereiten.

Die Wirklichkeit 
Bereits seit 1. Oktober 2004 wer-
den diese zusätzlichen Arbeitsgele-
genheiten auf freiwilliger Basis an-
geboten. Eine MAV aus einem Al-
tenheim in Oberhessen berichtete
bereits Anfang Oktober, dass ihre
1-€-Kräfte zu Hauswirtschaftstätig-
keiten (z. B. das Auswaschen von
Schränken), Hilfstätigkeiten in der
Hausmeisterei ( z.B. Weißen von
Räumen) oder sogar in der Pflege
zum Waschen von Patienten einge-
setzt werden.

Auf dem Hintergrund des ge-
scheiterten „Masterplans“ zur
Halbierung der Arbeitslosigkeit ist
die Einführung der 1-€-Jobs mehr
als kritisch zu betrachten. Da nun
diese Regelung zum 1.1.2005 in
Kraft tritt, bzw. seit 1. Oktober 1-
€-Jobber schon auf freiwilliger
Basis arbeiten, müssen die MAVen
gesellschaftspolitisch verantwor-
tungsvoll mit diesen neuen „Ar-
beitsgelegenheiten“ umgehen.

Die AGMAVen haben dabei
unterschiedliche Vorgehensweisen
entwickelt. 

Die AGMAVen in Hamburg 
und Schleswig-Holstein lehnen 
die Schaffung von 1-€-Jobs ab 
und empfehlen ihren MAVen, die

Schaffung von „Arbeitsgelegen-
heiten“ in ihren Einrichtungen
abzulehnen. Die Erklärung der 
AGMAVen „Keine Arbeitsgelegen-
heiten mit Mehraufwandsent-
schädigungen“ haben wir nach-
folgend abgedruckt.

Die AGMAV in Hessen-Nassau
hat zu den 1-€-Jobs grundsätzlich
eine genauso kritische Einstallung,
empfiehlt ihren MAVen aber ein
„weicheres“ Vorgehen: sie emp-
fiehlt den MAVen eine Checkliste,
an Hand derer harter Kriterien die
Einstellung der „1-€-Jobber“
genau an den oben zitierten Maß-
stäben der Bundesregierung über-
prüft werden soll. Auch diese
Checkliste haben wir abgedruckt.

Ein Tipp, wenn MAVen Miss-
brauch feststellen: 
Dokumentieren und öffentlich
machen
Auch wenn nun insbesondere klei-
nere MAVen den missbräuchlichen
Einsatz von 1-€-Kräften zunächst
nicht verhindern können, bitten wir
sie, den Missbrauch zu dokumen-
tieren und an ver.di oder die
AGMAV weiterzugeben. Sollte der
Einsatz von 1-€-Kräften in den Ein-
richtungen als Ersatz für vollwerti-
ge Arbeitskräfte benutzt werden
und können wir dies dokumentie-
ren, muss dies zu einer massiven
Intervention führen.

Erhard Schleitzer

„Montagsdemonstration“ in Berlin                                    Foto: J. Gester

Materialien: DGB Informationen zur Sozial-
und Arbeitsmarktpolitik 3/2004-Oktober 2004:
„Öffentlich geförderte Beschäftigung mit oder
ohne Arbeitnehmerrechte“
Weitere DGB-Broschüren: Arbeitslosengeld II,
Tipps und Hilfen; Viertes Gesetz für moderne
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt Hartz IV mit
Tipps für Antragstellung, rechtlichen Hinter-
grundinformationen und dem Gesetzestext 
In Kürze erscheint eine ver.di Broschüre zum
Thema Mitbestimmung bei Arbeitsgelegen-
heiten mit Aufwandsentschädigung, erhältlich
bei den ver.di Geschäftsstellen
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Die Arbeitsgemeinschaften der Mit-
arbeitervertretungen in den Lan-
desverbänden der Inneren Mission
Hamburg und Schleswig-Holstein
lehnen die Schaffung von Arbeits-
gelegenheiten mit Mehraufwands-
entschädigungen in den Einrichtun-
gen der Diakonie im Sinne der
Hartz IV-Gesetzgebung ab.

Wir treffen diese Entscheidung
auf Grundlage der Erklärung der
Deutschen Bischofskonferenz ge-
meinsam mit der Evangelischen
Kirche in Deutschland vom Früh-
jahr 1997, „Für eine Zukunft in So-
lidarität und Gerechtigkeit“.

In dieser Erklärung wurden Soli-
darität und Gerechtigkeit als Maß-
stab für eine zukunftsfähige und
nachhaltige Wirtschafts- und So-
zialpolitik formuliert. Die Kirchen
forderten richtigerweise, dass die

soziale Gerechtigkeit nicht auf dem
Altar des Neoliberalismus geopfert
werden dürfe.

Wir fügen hinzu:
Die Hartz-Gesetze sind verfas-

sungswidrig. Sie stehen im Gegen-
satz zu den unveräußerlichen
Rechten des Grundgesetzes. Dieses
postuliert in Art. 1: „Die Würde
des Menschen ist unantastbar.“

Die sogenannten Arbeitsmarkt-
reformen führen zu mehr Armut
und sozialer Ausgrenzung. Neue
Arbeitsplätze werden mit hoher
Wahrscheinlichkeit durch diese
Gesetze nicht geschaffen. 
Dies wäre nur zu erreichen mittels
einer beschäftigungswirksamen
Wirtschafts- und Steuerpolitik. 
Mit der Einführung von Zwangs-
diensten auf Basis einer Einglie-
derungsvereinbarung werden fak-
tisch die Erwerbslosen bekämpft,
da im Kern vorausgesetzt wird, die
Arbeitslosen seien nur ausreichend
zu fordern und unter Druck zu set-
zen, dann würden sie schon über
kurz oder lang einen Arbeitsplatz
finden. Dies ist aus unserer Sicht
Zynismus pur.

Vor diesem Hintergrund be-
fürchten wir, dass die betroffenen
Menschen, die ab 01.01.2005
Arbeitslosengeld II beziehen, in
entwürdigende Beschäftigungsge-
legenheiten gezwungen werden.
Diese werden nicht die gängigen
ArbeitnehmerInnenrechte besitzen.
Geltende tarifliche Bestimmungen
sind für „Hartz IV-Beschäftigte“
nicht anwendbar. 

Durch die Entkoppelung von
Entgeltzahlungen und Arbeit wird
faktisch eine unabhängige Lebens-
führung durch selbstgewählte Ar-
beit verweigert.

Die Träger für derartige Maß-
nahmen erhalten eine „Kopfpau-
schale“ von bis zu 500 Euro. Be-
reits jetzt haben wir ein unappetit-

liches Konkurrenzgerangel um die
Trägerschaft zur Schaffung von Ar-
beitsgelegenheiten festzustellen.

Wir haben die Befürchtung,
und die aktuelle Entwicklung
scheint dies zu bestätigen, dass
durch diese Arbeitsgelegenheiten
professionelle und qualifizierte Ar-
beit ersetzt werden soll. Wie soll
künftig die Kritik an Kürzungsmaß-
nahmen im sozialen Bereich auf-
rechterhalten werden, wenn die
Arbeit und die notwendige Hilfe
anderweitig geleistet werden
kann?

Bei den Budgetverhandlungen
wird erneut mit Absenkungen der
Entgelte zu rechnen sein, die Ent-
gelte der noch Festbeschäftigten
geraten weiter unter Druck. 

Diese Arbeitsgelegenheiten sind
keine Brücke in den ersten Arbeits-
markt, sondern Brücken in die Aus-
weglosigkeit. Denn bereits jetzt
und auch in der Vergangenheit
haben wir festgestellt, dass kaum
noch Neueinstellungen vorgenom-
men werden (können). 

Neue existenzsichernde Arbeits-
plätze werden nicht geschaffen.

Im Übrigen weisen wir darauf
hin, dass, wenn es wirklich um
eine nachhaltige Hilfe zur Arbeit
für Arbeitslose ginge, diese schon
immer nach dem SGB III und dem
BSHG geleistet werden konnte. Es
ist also zu fragen, warum diese An-
gebote bisher nicht getätigt wur-
den?

Wir fordern, dass die über vier-
hundert Millionen Euro, die allein
in Hamburg und Schleswig Hol-
stein zur Schaffung von Arbeitsge-
legenheiten durch die Arbeitsagen-
turen und den Ländern zur Verfü-
gung gestellt werden, zur Schaf-
fung von existenzsichernden, tarif-
gebundenen Arbeitsverhältnissen
eingesetzt werden. Arbeit ist
genug da bzw. kann zur Schaffung

Keine Arbeitsgelegenheiten mit Mehraufwandsentschädigungen (Ein-€-Jobs)
Hartz IV muss weg!

Die Würde des Menschen ist anzutasten?

„Montagsdemonstration“ 
in Berlin                   Foto: J. Gester
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neuer Arbeitsplätze durch Arbeits-
zeitverkürzungen entsprechend
umverteilt werden.

Um dieses Ziel zu erreichen,
muss der Widerstand gegen die
unsoziale Reformpolitik der
Bundesregierung und ihrer Unter-
stützer in den Ländern, fortgesetzt
werden. Deshalb empfehlen wir
den Mitarbeitervertretungen, die
Schaffung von Arbeitsgelegenhei-
ten in ihren jeweiligen Betrieben
abzulehnen. Wir rufen alle Interes-

senvertretungen in den Wohl-
fahrtsverbänden auf, dieser Emp-
fehlung zu folgen.

ver.di und die Kirchen rufen wir
auf, mutig den Widerstand gegen
diese Politik, nach dem Grundsatz
von Solidarität und Gerechtigkeit,
wieder aufzunehmen. 

Für die Vorstände
Berno Schuckart-Witsch

Hans-Jürgen Piest
Hamburg/Lübeck 1. 11. 2004

Für Arbeitslose, die keine Arbeit
finden können, können Arbeits-
gelegenheiten geschaffen werden,
die im öffentlichen Interesse liegen
und zusätzliche Arbeiten sein
sollen. Zusatzjobs sind zusätzliche
Arbeitsplätze und dürfen keine
regulären Arbeitsplätze verdrän-
gen. Neben der Regelleistung
(Unterhalt und Unterkunft) wird
eine Mehraufwansdpauschale von
1 bis 2 € die Stunde gewährt. Der
Maßnahmenträger erhält für einen
Erwerbslosen eine monatliche
Pauschale von 500 € im Monat.

Die MAV bestimmt bei der
Einstellung mit
Werden Mitarbeiter (auch von
Drittfirmen oder auch „Ehrenamtli-
che“) in den Betrieb eingegliedert,
damit sie zusammen mit den Mit-
arbeitern des Betriebes durch wei-
sungsgebundene Tätigkeit den ar-
beitstechnischen Zweck des Betrie-
bes verwirklichen, so liegt eine zu-
stimmungspflichtige Einstellung vor
(BAG vom 9.7.1991 und vom
12.11.2002).

Kriterien für die Zustimmung 
Es werden zusätzliche Tätigkeiten
verrichtet.
■ MAV und Leitung einigen sich

darauf, welche Tätigkeiten als
zusätzliche Tätigkeiten definiert
werden (z.B. in der Altenpflege:
Vorlesen, Spazierengehen,
gemeinsam Einkaufen, Begleit-
dienste zum Arzt). Dieser Kata-
log für zusätzliche Tätigkeiten
wird schriftlich festgehalten und
dem 1-€-Beschäftigten ausge-
händigt. 

Es werden keine Stellen in Zu-
sammenhang mit der Einrichtung
von 1-€-Jobs gestrichen bzw. frei
werdende Stellen werden wieder
besetzt.
■ Voraussetzung dafür, dass die

MAV diese Zusagen überprüfen
kann, ist die Vorlage des Stel-
lenplanes bzw. der Unterlagen
für den geplanten Personalein-
satz und der Personalbestandsli-
sten (mindestens im vierteljähr-
lichen Turnus).

Die zu den 1-€-Bedingungen
beschäftigten Mitarbeiter werden

qualifiziert eingearbeitet mit dem
Ziel, ihnen zu einer festen Anstel-
lung auf dem regulären Arbeits-
markt zu verhelfen.
■ Die Ziele zur beruflichen Quali-

fikation der 1-€-Beschäftigten
werden für jede Person und für
jedes Einsatzgebiet definiert.

■ Es werden Mitarbeiter bestimmt
und eingewiesen, die die 1-€-
Beschäftigten in die Arbeit ein-
weisen und fachlich begleiten;
diesen Mitarbeitern ist in ihrer
Abteilung eine entsprechende
zeitliche Freistellung zu ge-
währen.

■ Diese Vereinbarungen werden
zwischen MAV und Leitung
schriftlich festgehalten und dem
Betroffenen ausgehändigt.

Die 1-€-Beschäftigten müssen für
die angebotene Beschäftigung per-
sönlich geeignet sein; sie müssen
Wahlmöglichkeiten haben und die
Beschäftigung darf nicht als Druck-
mittel gegen die Arbeitslosen ein-
gesetzt werden.

AGMAV Hessen-Nassau

AGMAV Hessen-Nassau:

1-€-Jobs
Handlungshilfen für die MAV

„Montagsdemonstration“ 
in Berlin                   Foto: J. Gester
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Mehr als 5000 Beschäftigte aus
ganz Niedersachsen haben am
Mittwoch, den 15. September
2004, mit einem Sternmarsch zum
Landtag gegen die Sparpolitik der
Landesregierung protestiert.

Ca. 500 Beschäftigte der
verfassten Kirche trafen sich in der
„Roten Reihe“ vor dem Landes-
kirchenamt. Der richtige Ort, um
der Kirche zu zeigen, dass die
Beschäftigten nicht mit den
Kürzungen einverstanden sind und
sich wehren. Durch die Kopplung
der Dienstvertragsordnung an den

BAT Land sind die Beschäftigten
der Kirche ebenso von der Kündi-
gung der Tarifverträge durch das
Land Niedersachsen betroffen wie
die Landesbediensteten. Die Kirche
geht jedoch noch einen Schritt
weiter und möchte das Weih-
nachtsgeld für alle Beschäftigte 
ab 2005 streichen. Im Vergleich:
durch die tarifliche Nachwirkung
sind im Länderbereich „nur“ neu
eingestellte Kollegen von den
Verschlechterungen betroffen. 

„Die Kirche“ in Person des
Präsidenten des Landeskirchen-

amtes, Herr von Vietinghoff, hat
sich den Demonstranten gestellt.
Sein Appell an die Menschen, doch
Verständnis für die Kürzungen zu
haben, ging im Trillerpfeifenkon-
zert unter. Und ganz besonders, als
er die Frage nach dem Verdienst
einer Erzieherin nicht beantworten
konnte. 

Wenn Entscheidungsträger 
der Kirche derart unsensibel mit
der Existenzgrundlage der Be-
schäftigten umgehen, dürfen sie
auf einiges hoffen – nur nicht auf
Verständnis!

Beschäftigte der Landeskirche Hannover protestieren 

Gegen niedersächsische Sparpläne

Unter diesem Motto hatte das Dia-
konische Werk Hamburg 400
Gäste aus Kirche, Politik und Sozi-
alarbeit am 14. September 2004
zum „Abend der Begegnung“ ein-
geladen. Die KollegInnen der Fach-
gruppe Kirchen verteilten an die
Gäste im Eingangsbereich Äpfel
mit dem Hinweis: „Kann Gewerk-
schaft Sünde sein?“ und überreich-
ten Einladungen für Tarifverhand-
lungen in der „Wir-GmbH“. 

Norbert Proske, Gewerkschafts-
sekretär für den Kirchenbereich:

„Mit dieser kreativen Aktion wol-
len wir auf die Situation für die Be-
schäftigten in den Einrichtungen
der Diakonie aufmerksam machen.
Die Mehrheit der Einrichtungen hat
lediglich „Arbeitsvertragsrichtli-
nien“, die einseitig vom Arbeitge-
ber vorgegeben sind. Gleichberech-
tigte Verhandlungen mit den Be-
schäftigten finden nicht statt“. 

Unter Hinweis auf die veränder-
ten finanziellen Rahmenbedingun-
gen fordern die Arbeitgeber von
den Mitarbeitervertretungen zu-

nehmend den Abschluß von „Not-
lagenvereinbarungen“. Nicht
immer ist es dabei selbstverständ-
lich, dass der Mitarbeitervertretung
alle Daten zur wirtschaftlichen Situ-
ation vorgelegt werden. Oftmals
sehen die Interessenvertretungen
keinen anderen Ausweg als dem
innerbetrieblichen Druck des Ar-
beitgebers nachzugeben und –
rechtlich umstrittene – Dienstver-
einbarungen zum Eingriff in das
Weihnachts- und Urlaubsgeld ab-
zuschließen. 

Diakonisches Werk Hamburg: 

„Von der Ich AG zur Wir-GmbH“
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einem Einrichtungsteil so umfang-
reiche Renovierungsarbeiten ver-
langen, dass daneben die übliche
Belegung ausgeschlossen ist. Eine
Kurzarbeitsregelung kommt z.B.
auch in Betracht, wenn die Kurz-
zeitpflegebetten einer stationären

Pflegeeinrichtung monatelang leer
stehen oder außerhalb der Haupt-
reisezeiten nicht belegt werden.

Eigene bayerische Sicherungs-
ordnung
Ein weiteres Beispiel für die zuneh-
mende Regionalisierung diakoni-
schen Arbeitsrechts ist der Be-
schluss einer eigenständigen Siche-
rungsordnung durch die ARK Bay-
ern. Diese Ordnung besteht bereits
seit vielen Jahren in der AVR des
Diakonischen Werkes der EKD und
war seitdem auch für die bayeri-
sche Diakonie gültig. Die Siche-
rungsordnung soll die Auswirkun-
gen von Rationalisierungsmaßnah-
men oder durch die Einschränkung

oder Aufgabe von Tätigkeitsfeldern
auf die Beschäftigten sozial abfe-
dern.

Nun hat man diese Sicherungs-
ordnung für Bayern eigens be-
schlossen und dabei – wen wun-
dert es – z.T. verschlechtert. So
fehlt etwa der ganze § 7 der
bundesweiten Ordnung, in dem es
um die Vergütungssicherung ging.
Auch die Abfindungsregelungen
sind z.T. deutlich schlechter als in
der bundesweiten Ordnung. Die
neue bayerische Sicherungsord-
nung tritt zum 1.10.2004 in Kraft.

Eine Begründung für diesen
bayerischen „Sonderweg“ ist bis-
her nicht gegeben worden.

Herbert Deppisch

Die „heile CJD-Welt“ geriet ins
Wanken, als der Vorstand des
überregionalen Jugend-, Bildungs-
und Sozialwerks per Rundschreiben
mitteilte, dass den knapp 8000
Beschäftigten das Urlaubsgeld ge-
strichen, das Weihnachtsgeld hal-
biert wird, und es im Jahr 2004
keine Lohnerhöhung geben wird. 

Der Arbeitgeber CJD, einge-
bunden in das Diakonische Werk
der EKD und in verschiedene glied-
kirchliche diakonische Werke, muss
sich hier an keinerlei Beschlüsse
einer Arbeitsrechtlichen Kommis-
sion halten. So setzt sich das CJD
bereits jahrelang über die Verpflich-
tung zur Anwendung der Arbeits-
vertragsrichtlinien des DW der EKD
hinweg und praktiziert offen und
ungestört den arbeitsrechtlichen 1.
Weg. 

Die Verkündigung der jetzigen
Sparbeschlüsse übertrifft jetzt noch
die Beschlüsse des letzten Jahres,
die den Beschäftigten des CJD im
Vergleich zum BAT eine ca.
30%ige geringere Anhebung ihrer
Bezüge verordnete. Die aktuellen
Einschnitte im Personalbereich des

christlich orientierten Arbeitgebers
treffen in besonderer Härte vor
allem Familien und Geringverdie-
ner. Dies wollen viele Mitarbeiter-
vertretungen so nicht mit machen
und stellen sich Quer.

Auf Initiative der Mitarbeiter-
vertretung im CJD Dortmund und
der Gesamtmitarbeitervertretung
im CJD formierte sich der Protest
gegen die einseitigen Beschlüsse
des Arbeitgebers. Neben zahlrei-
chen Unterschriftsammlungen in
den verschiedenen Einrichtungen
wurden Buttons hergestellt und
fleißig Postkarten verschickt. Inner-
halb kurzer Zeit entstanden im CJD
Dortmund über 1000 Buttons in
verschiedener Ausführung. Eine
große Zahl von MitarbeiterInnen
heftete sich die „Urlaubsgeldfreie
Zone“ oder das Motto „Billig hat
keine Zukunft“ an Hemd und
Jacke. Auch an das CJD-Motto
„Keiner(s) darf verloren gehen“,
nämlich Urlaubsgeld, ½ Weihn-
achtsgeld und Lohnerhöhung,
wurde appelliert.

„Wir pressen nur das in For-
men, was viele MitarbeiterInnen

denken und empfinden. Diese sind
mit den Beschlüssen des Vorstan-
des nicht einverstanden und zeigen
so ihren Protest“, wissen die Mit-
glieder der Mitarbeitervertretung
im CJD Dortmund zu berichten.
Dankbar sind die Mitarbeitervertre-
tungen über die finanzielle Unter-
stützung der Button-Aktion durch
ver.di.

Auch mit Postkarten drückten
viele Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter ihren Protest aus. Auf den
verschiedensten bunten Motiven
teilten sie mit oder ohne persönli-
che Widmung dem Vorstand im
CJD Ärger und/oder Trauer mit. Bis
jetzt verlässt der Arbeitgeber CJD
sich weiterhin auf den 1. Weg und
reagierte empört und unverhältnis-
mäßig auf inhaltliche und gestalte-
rische Einzelheiten des Protestes. 

Der geschäftsführende Aus-
schuss der Gesamtmitarbeiter-
vertretung und die MAV im CJD
Dortmund jedenfalls werden nicht
müde, ihren Widerstand gegen 
die Sparbeschlüsse auszudrücken.
Weitere Protestaktionen werden
folgen.

Das Christliche Jugenddorfwerk Deutschland e.V. (CJD)

Mitarbeitervertretungen stellen sich Quer!
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Kirchen in Thüringen, der Kirchenprovinz Sachsen und Anhalt:

Arbeitgeber setzen 
eigenes Arbeitsrecht durch

Zum 1.1.2005 schließen sich die
drei Diakonischen Werke in Thürin-
gen, der Kirchenprovinz Sachsen
und in Anhalt zum Diakonischen
Werk evangelischer Kirchen in
Mitteldeutschland (DW EKM) zu-
sammen. Bei dieser Fusion werden
die Strukturen der Mitarbeiterver-
tretungen neu geregelt sowie die
zukünftige Form der Arbeitsrecht-
setzung. Für die Beschäftigten und
ihre Mitarbeitervertretungen hat
das schwerwiegende Folgen.

In Zukunft soll es einen über-
regionalen Gesamtausschuss geben
mit nur 13 Mitgliedern, die in 
5 Regionalkonventen und einer
Delegiertenversammlung gewählt
werden. 

Wer entscheidet demnächst
über die Arbeitsvertragsgrundlagen
der Beschäftigten, also über Lohn-
höhe, Arbeitszeit und Beschäfti-
gungssicherung? 

Keine ernsthaften Verhandlun-
gen mit Arbeitnehmerseite
Die Mitarbeitervertretungen for-
dern, endlich eine zeitgemäße Ent-
scheidung für kirchengemäße Tarif-
verträge zu treffen. ver.di als größ-
te Mitgliederorganisation der Kir-
chenbeschäftigten wollte man bei
den Planungen nicht dabei haben.
Aber auch die Mitarbeitervertretun-
gen nahm man nicht als Verhand-
lungspartner ernst. Es gab lediglich
unverbindliche Gespräche, in
denen die einmütigen Forderungen
der Mitarbeitervertretungen nicht
aufgegriffen wurden.

Was wollen die Arbeitgeber?
Für das DW EKM sollen die Ar-
beitsvertragsrichtlinien gelten, aber
der Diakonische Rat, ein  Gremium
der Einrichtungsleitungen, kann lt.
Satzung jederzeit Ausnahmerege-
lungen beschließen.

Für das DW EKM und die Thü-
ringer Ev.-Luth. Kirche soll eine ar-

beitsrechtliche Kommission gebil-
det werden. Diese ist zwar formal
paritätisch mit Arbeitgebern und
Arbeitnehmern besetzt. Die Spielre-
geln hierfür bestimmt aber die Ar-
beitgeberseite, in dem sie maßgeb-
lichen Einfluss auf die Kirchenge-
setze hat. 

Mit einfachen Mehrheiten
sollen Entscheidungen möglich sein
– dass heißt auch gegen die Mehr-
heit der Arbeitnehmerseite!

Mit einer solchen Arbeitsrecht-
lichen Kommission zielen die Ar-
beitgeber auf eine Schwächung
der Arbeitnehmerseite.

Am 19. und 20.11.2004 ent-
scheidet die Föderationssynode
(Thüringen und Kirchenprovinz
Sachsen) über ein Ausführungs-
gesetz zum Mitarbeitervertretungs-
recht und ein neues Arbeitsrechts-
regelungsgesetz. Kirchlich/diakoni-
sche Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter aus Thüringen, der Kirchen-
provinz Sachsen und Anhalt prote-
stieren am  20.11.2004 im Evang.
Augustiner-Kloster zu Erfurt zur Sit-
zung der Föderationssynode. 

Die ver.di Landesbezirke Thürin-
gen und Sachsen-Anhalt fordern
gemeinsam mit den Gesamtaus-
schüssen der Mitarbeitervertretun-
gen der Diakonischen Werke in
Thüringen und der Kirchenprovinz
Sachsen: 
■ Aufnahme von tarifvertrag-

lichen Gesprächen mit ver.di, 
der zuständigen Gewerkschaft
für die Beschäftigten bei Kirche
und Diakonie

■ Einrichtung einer Verhandlungs-
gruppe aus Mitarbeitervertre-
tungen, ver.di, Kirchen und Dia-
konischen Werken

■ keine Entscheidungen ohne
Verhandlungsergebnisse mit der
Arbeitnehmerseite

■ Verbesserung der Arbeitsbedin-
gungen und Rechte der 
Mitarbeitervertretungen

Eine von den Mitarbeitern akzep-
tierte Zukunft sollte gemeinsam 
im Sinne der Dienstgemeinschaft
gestaltet werden – und nicht
gegen sie! 
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Am 4.10.2004 wurden die Tarifver-
handlungen zwischen dem Arbeit-
geberverband, Verband kirchlicher
und diakonischer Anstellungsträger
Nordelbien (vkda) und der Gewerk-
schaft ver.di über die Erhöhung der
Entgelttabelle abgebrochen. Jetzt
wird die Tarifkommission das Schei-
tern der Tarifverhandlungen erklä-
ren und den Antrag auf Einleitung
des Schlichtungsverfahrens stellen. 

Wie geht es dann weiter?
Nach der Schlichtungsvereinbarung
(abgeschlossen am 5.11.1979) er-
folgt die Einberufung einer Schlich-
tungsstelle. Sie besteht aus einem
unparteiischen Vorsitzenden und je
2 Beisitzern der Gewerkschaft und
des Arbeitgeberverbandes. 

Die Tarifvertragsparteien müs-
sen sich über den Vorschlag des
Vorsitzenden der Schlichtungsstelle
einigen. Kommt keine Einigung zu-
stande, bestellt – auf Antrag einer
Tarifvertragspartei – der Präsident
des Landgerichts in Kiel den Vorsit-
zenden. 

Innerhalb von drei Wochen
nach Beantragung des Schlich-
tungsverfahrens und der Einigung
über den Vorsitzenden tritt die
Schlichtungskommission zusam-
men. 

Warum gab es keine Einigung
in Tarifverhandlungen? 
ver.di hat in den Tarifverhandlun-
gen am 20.9.2004 einen Vorschlag
gemacht: 
■ Zwei Jahre Laufzeit vom

1.7.2004 bis 30.6.2006 
■ Im ersten Jahr Wiederinkraft-

setzung der gekündigten Ent-
gelttabelle 

■ Für dieses Jahr Ausschluss be-
triebsbedingter Kündigungen.
Bestandssicherung soll mit der
Maßgabe gelten, dass wenn 
in einer Einrichtung existenz-
bedrohliche Entwicklungen ein-
treten, betriebsbedingte Kündi-
gungen in Verhandlungen mög-
lich sein sollten. Käme es für
ArbeitnehmerInnen zu einer
Kündigung, wären diese zum
Zeitpunkt der Kündigung so zu
stellen, als wenn die Erhöhung
von 2,5% schon wirksam wäre 

■ Im zweiten Jahr Anhebung der
tabellenrelevanten Werte um
2,5% 

■ Ab sofort: Anhebung des Zeit-
zuschlags Feiertage auf 100%
des tariflichen Stundenentgelts
(zur Zeit beträgt der Zuschlag
30% lt. § 12 KTD) 

In der Verhandlung am 4.10.2004
haben die Arbeitgeber vorgeschla-
gen: 
■ Anhebung des Zeitzuschlags 

für die Arbeit an Feiertagen auf
75% 

■ Vom 1.7.2004 bis 30.6.2005:
Keine Erhöhung der Entgelt-
tabelle. Die bisherige Entgelt-
tabelle wird wieder inkraft
gesetzt 

■ Vom 1.7.2005 bis 30.6.2005:
Erhöhung der Entgelttabelle um
1,5% 

Dazu erklärten die Arbeitgeber,
dass sie mit einer Erhöhung des
Zeitzuschlags für Feiertagsarbeit
auf 100% nur dann einverstanden
wären, wenn die Laufzeit des Ver-

gütungstarifvertrages um ein hal-
bes Jahr, also bis 31.12.2006, ver-
längert wird. 

Im übrigen forderten die Ar-
beitgeber besondere Bestands-
sicherungsvereinbarungen für Be-
triebe, die in ihrer Existenz gefähr-
det sind und diese Entwicklung
bereits jetzt absehbar sind. 

Sie begründeten ihre Position
mit der schlechten Refinanzie-
rungssituation für die Einrichtun-
gen. Insbesondere die Betriebe der
ambulanten Pflege könnten die
ver.di Forderung nicht realisieren. 

Die Verhandlungskommission
hat das Angebot der Arbeitgeber
abgelehnt und erklärt, in der Tarif-
kommission das Scheitern der Tarif-
verhandlungen zu beschließen. Für
uns war ein wichtiger Grund die
Beseitigung der Ungleichbehand-
lung bei der Anrechnung von Feier-
tagen für KollegInnen mit und
ohne Schichtdienst. 

In der Sitzung der Tarifkommis-
sion am 27.10.2004 wird ver.di das
Scheitern der Tarifverhandlungen
beschließen, das Schlichtungsver-
fahren vorbereiten und Vorschläge
für die Besetzung des unparteii-
schen Vorsitzenden der Schlich-
tungskommission machen. 

Der unparteiische Vorsitzende
muss zu kirchlichen Ämtern wähl-
bar sein. Er muss also Mitglied der
Kirche sein. Er darf allerdings
weder haupt-, neben- noch ehren-
amtlich im kirchlichen oder
gewerkschaftlichen Dienst stehen. 
Die vorzuschlagenden BeisitzerIn-
nen müssen ebenfalls Mitglied der
Kirche sein. 

Norbert Proske

Kirchlicher Tarifvertrag Diakonie Nordelbische Kirche

Entgeltverhandlungen 2004
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Neue Loyalitätsrichtlinie in der Evangelischen Kirche

Hat die Kirche immer Recht?

Nach den massiven Protesten aus
der Mitarbeiterschaft hat sich die
Beschlussfassung über die neue
Loyalitätsrichtlinie bis mindestens
Ende des Jahres verschoben. Ein er-
ster Erfolg. Der Rat der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland (EKD)
beabsichtigte bereits im September
eine Richtlinie zu verabschieden,
die besondere Anforderungen an
alle in einem Arbeitsverhältnis ste-
henden Beschäftigten in den evan-
gelischen Landeskirchen und bei
der Diakonie festlegt – die so ge-
nannte Loyalitätsrichtlinie. 

Bisher zeigte sich die Evangeli-
sche Kirche liberaler als die katholi-
sche, die bereits 1993 eine ähnli-
che Richtlinie verabschiedet hatte.
Auf EKD-Ebene verzichtete man
auf eine Festlegung der Anforde-
rungen an die MitarbeiterInnen.
Was trug zu dem Sinneswandel
bei?

Zum Hintergrund: die „Antidis-
kriminierungsrichtlinie“ der EU (RL
2000/78/EG) gibt vor, für alle Staa-
ten der EU einen verbindlichen
Rahmen zu schaffen, um Diskrimi-
nierung z. B. wegen der Religion
oder der Weltanschauung zu ver-
bieten. Ausnahmen soll es geben,
wenn die Ungleichbehandlung auf
einem Merkmal beruht, das „auf-
grund der Art einer bestimmten
beruflichen Tätigkeit oder der Be-
dingung ihrer Ausübung eine we-
sentliche und entscheidende beruf-
liche Anforderung darstellt, so fern
es sich um einen rechtmäßigen
Zweck und eine angemessene An-
forderung handelt“ Im Klartext
heißt das, dass eine Ungleichbe-
handlung wegen der Religionszu-
gehörigkeit dann zulässig ist, wenn
sie eine wesentliche und entschei-
dende Rolle bei der Berufsaus-
übung spielt. Ist die Religionszuge-
hörigkeit eben nicht mehr unbe-
dingt notwendig zur Berufsaus-
übung, dürfen Arbeitnehmer we-
gen ihrer (Nicht-) Religionszugehö-
rigkeit nicht diskriminiert werden.

Die Anti-Diskriminierungs-Richt-
linie der EU gibt Grund genug für
die Kirchen in Deutschland, um un-
ruhig zu werden. Was für den Be-
reich der Verkündigung in der ver-
fassten Kirche eher unproblema-
tisch erscheinen mag, ist für den
großen Bereich von Diakonie und
Caritas mit etwa 1 Million Beschäf-
tigten höchst problematisch. Die
Tradition z. B. von Diakonissen exi-
stiert unter den aktiven Mitarbei-
tern so gut wie nicht mehr, alle
Mitarbeiter werden auf dem
„freien Markt“ angeworben und
die sozialen Einrichtungen der Dia-
konie werden zu fast 100 % aus
Sozialversicherungsbeiträgen bzw.
Steuern refinanziert. Die Stellung
der Kirchen und ihrer Einrichtun-
gen mit der riesigen Anzahl von
Beschäftigten im sozialen Bereich
in Deutschland ist für Europa ein-
malig.

Wäre es da nicht an der Zeit
gewesen, dass die beiden großen
Kirchen die geänderten Realitäten
anerkennen und nun sagen: o. k. ‚
die Zeiten haben sich geändert, die
weltlich zusammengesetzte Mitar-
beiterschaft, der allgemeine finan-
zielle Druck im sozialen Bereich
und die uns aufgedrängte Wettbe-
werbssituation machen neue Rege-
lungen notwendig, wir wenden
nun das Betriebsverfassungsgesetz
an, erkennen die Rolle der Gewerk-
schaften an und schließen Tarifver-
träge ab?

Leider weit gefehlt.
Stattdessen hat der Rat der

EKD einen Entwurf für eine „Richt-
linie des Rates der EKD über die
Anforderungen der beruflichen
Mitarbeit in der Evangelischen Kir-
che in Deutschland und ihres Dia-
konischen Werkes“, oder kurz
„Loyalitätsordnung“ vorgelegt. Mit
dieser Loyalitätsordnung meint nun
der Rat der EKD, den Anforderun-
gen aus den Antidiskriminierungs-
richtlinien der EU zu genügen, um
eine Ungleichbehandlung der Mit-

arbeiterInnen wegen ihrer (Nicht-)
Religionszugehörigkeit zu begrün-
den. Die bestehenden Anforderun-
gen an die kirchlichen Arbeitneh-
merInnen wurden sogar noch ver-
schärft.

Bisher sind als mögliche Grün-
de für eine fristlose Kündigung
ausdrücklich sanktioniert der „Aus-
tritt aus der evangelischen Kirche
oder ein Verhalten, das eine grobe
Missachtung der evangelischen Kir-
che oder ihrer Ordnungen dar-
stellt.“ Tritt die geplante Richtlinie
in Kraft, so kommt als Kündigungs-
grund hinzu, ein Verhalten, das
gegen die „Grundpflichten“ ver-
stößt:

In der geplanten Richtlinie wer-
den folgende Anforderungen for-
muliert: 

„Kirchlicher Dienst ist durch
den Auftrag bestimmt, das Evan-
gelium in Wort und Tat zu verkün-
digen. Alle Männer und Frauen, 
die in Anstellungsverhältnissen in
Kirche und Diakonie tätig sind,
wirken an der Erfüllung dieses
Auftrags mit. Diese Verpflichtung
bildet die Grundlage der Pflichten
und Rechte von Anstellungsträgern
sowie Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern.“ (§ 2)
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„Von allen Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern wird erwartet,
dass sie Schrift und Bekenntnis
achten und wahren und ihrem
Handeln zugrunde legen. Für den
Dienst in der evangelischen Kirche
ist ungeeignet, wer gegen die sich
aus § 2 ergebende Grundpflichten
verstößt.“ (§ 3) 

Was unter den „Grundpflich-
ten“ zu verstehen ist, wird an kei-
ner weiteren Stelle der Richtlinie
genauer konkretisiert. Das eröffnet
den kirchlichen Arbeitgebern die
Möglichkeit, durch willkürliche und
eigene Auslegung unliebsame Mit-
arbeiterInnen loszuwerden.

Eine nicht abwegige Vermu-
tung ist, dass die sich ändernde Ar-
beitsmarktlage auch im sozialen
Bereich die EKD ermutigt hat, die
Daumenschrauben bei ihren Be-
schäftigten in Kirche und Diakonie
etwas fester anzuziehen. Viele Mit-
arbeitervertretungen haben bereits
Erfahrungen gemacht, wie die
Frage der Kirchenmitgliedschaft
auch zur Disziplinierung eingesetzt
wird. In einer Reihe von Einrichtun-
gen werden konfessionslose Mitar-
beiter erstmal nur befristet einge-
stellt. Der Vertrag wird nur dann
verlängert, wenn der/die Mitarbei-
terIn in die Kirche eintritt. Bei vie-
len Mitarbeitern aus dem Osten

stößt dieses Verfahren bitter auf
und erinnert an vergessen geglaub-
te Gesinnungsprüfungen und Loya-
litätsbekundungsrituale, die formal
an einer Mitgliedschaft festge-
macht werden.

Die neue Loyalitätsordnung hat
zu massiven Protesten unter der
Mitarbeiterschaft geführt. Die
Bundeskonferenz der AGMAVen
(Arbeitsgemeinschaft der Mitarbei-
tervertretungen), die die 400.000
Beschäftigten in der Diakonie ver-
tritt, hat zusammen mit ver.di eine
breit angelegte Unterschriftenak-
tion gegen diese neue Loyalitäts-
ordnung organisiert. Von vielen
einzelnen Mitarbeitervertretungen
und auf Mitarbeiterversammlungen
wurden Protestresolutionen verab-
schiedet. In der Arbeitsrechtlichen
Kommission (ARK) der EKD kam es
im April nach äußerst kontroverser
Diskussion zwischen der Arbeitneh-
mer- und der Arbeitgeberseite zu
einem Eklat.

In einer Stellungnahme spricht
sich auch der evangelischen Sozial-
ethiker Dr. Michael Haspel gegen
die geplante Ordnung aus. Es seien
keine konkreten Kriterien angege-
ben, nach denen die Loyalitätsob-
liegenheiten konkretisiert werden
können. Dem Missbrauch werde
Tür und Tor geöffnet und es sei

sehr fraglich, ob diese Regelungen
„ein geeignetes Steuerungsinstru-
ment sind, um das Profil kirchlicher
und diakonischer Einrichtungen zu
stärken.“ Insbesondere weist er
darauf hin, dass diakonische Ein-
richtungen dazu übergehen, einzel-
ne Bereiche z. B. aus den Kranken-
häusern und den Altenheimen aus-
zugründen und diese Mitarbeiter in
GmbHen weiterzubeschäftigen, die
eine rein private Form haben.

Die in den letzten Jahren um-
fangreich betriebene Privatisierung
in diakonischen Einrichtungen führt
in der Praxis oft dazu, dass die
„kirchliche MitarbeiterInnen“ des
diakonischen Einstellungsträgers
und die „nicht-kirchliche Mitarbei-
terInnen“ der ausgegründeten Fir-
men an einer (!) Arbeitsstelle
nebeneinander arbeiten – die einen
wären nun der Loyalitätsordnung
unterworfen, die anderen nicht.

Fraglich ist zudem, ob der Rat
der EKD eine solche Richtlinie
alleine erlassen kann oder ob eine
Diskussion darüber öffentlich in der
Synode geführt werden muss.
Durch die Initiative von ver.di und
mit Unterstützung engagierter
Synodaler kommt das Thema auf
die Tagesordnung des Rechtsaus-
schusses der EKD-Synode.

Erhard Schleitzer

Über 100 MitarbeiterInnen und
Mitarbeitervertretungen diskutier-
ten in Kassel über die Entwicklung
der Arbeitsbedingungen in Kirchen,
Diakonie und Caritas. Veranstaltet
wurde die Tagung von ver.di, der
diakonischen Arbeitnehmerinnen
Initiative e.V., der Bundeskonferenz
der Mitarbeitervertretungen in der
Diakonie und  der Fachzeitschrift
Arbeitsrecht & Kirche.

Reformspektakel Agenda 2010
Pater Friedhelm Hengsbach SJ, Pro-
fessor für christliche Gesellschafts-

ethik Frankfurt, bezeichnete die
Agenda 2010 als „Reformspekta-
kel“. Er kritisierte, dass die Politik
(„die derzeitigen Parteien sind
nicht unterscheidbar“) die gesell-
schaftlichen Risiken auf das Indivi-
duum abwälze. Die herrschende
Klasse entscheide von ganz oben –
fernab von der normalen Lebens-
realität. Der Kapitalismus müsse
durch die unabdingbaren Men-
schenrechte „gezähmt“ werden.
Wenn schon in Tarifverhandlungen
heute keine gleiche Augenhöhe
mehr sei aufgrund der Arbeitge-Begrüßung mit Musik
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berkartelle, der Finanzakteure und
der Erpressbarkeit durch hohe Ar-
beitslosigkeit, gelte das erst recht
für den dritten Weg, in dem struk-
turell keine materielle Parität beste-
he. Pater Hengsbach stellte die
Frage, ob das Ethos der sozialen
Berufe ein gewerkschaftliches En-
gagement erschwere.

Olaf Deinert, Professor für Ar-
beitsrecht aus Bremen, listete zahl-
reiche Beteiligungsrechte für Inter-
essenvertretungen auf und Mög-
lichkeiten, sich zu wehren bis hin
zu Dienst nach Vorschrift, Warn-
streikaktionen und Öffentlichkeits-
arbeit, die gerade im Kirchenbe-
reich ein wichtiges Mittel ist, um
den Arbeitnehmerforderungen Ge-
wicht zu verleihen.

Abwertung der Arbeit mit 
Menschen
Gertrud Kühnlein von der Sozial-
forschungsstelle Dortmund sprach
über die Abwertung der sozialen
Arbeit, insbesondere der Arbeit
am/mit Menschen, die sich in Ab-
senkung der Vergütungen und ver-
mehrter Beschäftigung von Nicht-
fachkräften ausdrückt.  Politik
drückt sich vor ihrer Verantwor-
tung und überlässt die Festlegung
der Qualität der Arbeit den Trä-
gern. Wirksame politische Kontrol-
len gibt es nicht. 

Die Wohlfahrtsverbände wiede-
rum treffen ihre Entscheidungen
zunehmend unter ökonomischen
Gesichtspunkten. Eine generelle in-
haltliche Zieldiskussion der Arbeit
findet nicht statt, sei aber dringend
nötig, um sich nicht völlig den
Marktbedingungen auszuliefern.
Kirche, Diakonie oder Caritas wer-
den oft nur noch als Markenzei-
chen für Werbezwecke benutzt.

Zwangsarbeit und Pflichtjahr
für alle?
Bernd Klees, Professor für Wirt-
schafts-, Sozial- und Arbeitsrecht
an der Fachhochschule Braun-

schweig/Wolfenbüttel faszinierte
durch seinen überaus lebendigen
und komprimierten Vortrag. Er pro-
duzierte Lachen, das vor bitterer
Wahrheit  in der Kehle stecken
blieb. Die Aussichten seien äußerst
düster: durch die Produktionsstei-
gerung werden nur noch 20% der
Erwerbsfähigen gebraucht – und
damit Menschen die Dreckarbeit
für die kleine reiche obere Schicht

machen, setze man sie immer
mehr unter Druck und ordne
Zwangsarbeit an. Prof. Klees zog
erschreckende Parallelen zwischen
den Sozialgesetzen der Weimarer-
Zeit im Vorfeld des Faschismus und
Hartz IV mit dem Zwang zur Arbeit
und Kürzung der Sozialhilfe und
prognostizierte die Einführung
eines sozialen Pflichtjahres für alle. 

Viele Proteste vor Ort
Renate Richter, ver.di-Bundesver-
waltung, hielt diesen negativen
Entwicklungen und Prognosen ent-
gegen, dass wir im Kirchenbereich
auch eine starke Politisierung der
MitarbeiterInnen und Mitarbeiter-
vertretungen verzeichnen. 

Noch nie haben vor Ort so 
viele Kolleginnen Bescheid gewusst
über die Schwächen des dritten
Weges und die Unterschiede zu
Tarifverhandlungen. 

In diesem Jahr hat es zum
ersten Mal eine Demonstration von
500 Kolleginnen aus der Landes-
kirche Hannover gegeben. Es hat
erstmalig Protestaktionen beim
christlichen Jugenddorfwerk ge-
geben und z.B. bei der Fusion der
Diakonischen Werke in Mittel-
deutschland vertreten alle Gesamt-
ausschüsse einheitliche Forderun-
gen und planen eine Protestaktion

bei der Förderationssynode. Auch
bei der Synode in Sachsen gab es
eine eindrückliche Protestaktion.

Einheitliche Qualitäts- 
und Vergütungsstandards 
für kirchliche Träger
In Arbeitsgruppen und bei der
Podiumsdiskussion gab es span-
nende Diskussionen. Prof. Dr.
Ulrich Hammer von der Fach-
hochschule Hildesheim forderte
ethische Maßstäbe für die sozialen
Dienste in kirchlicher Trägerschaft.
Aus dem Plenum wurde die
Forderung aufgegriffen, dass alle
kirchlichen Träger sich zusammen-
schließen müssten, um einheitliche
Qualitäts- und Vergütungsstan-
dards aufzustellen und sie für 
sich verbindlich in Kraft zu setzen,
damit nicht durch die Wettbe-
werbssituation die Qualität der
Arbeit leidet. 

Das Podium (v.l-n.r.): Prof. Klees, Frau Schliephak, Renate Richter,
Martin Wortmann, Bernhard Baumann-Czichon, Prof. Hammer
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Neuer Tarifvertrag öffentlicher
Dienst 
Tobias Schürmann vom ver.di-Tarif-
sekretariat berichtete über den
Stand der Verhandlungen für einen
neuen Tarifvertrag öffentlicher
Dienst und erntete Kritik, wenn
ver.di für un- und angelernte Tätig-
keiten die Vergütungen absenkt,
um weitere Ausgründungen zu
verhindern. 

Klar ist: vorbei sind die Zeiten,
in denen die Arbeitsrechtlichen
Kommissionen den BAT abschrei-
ben und die jeweiligen Erhöhun-
gen für den öffentlichen Dienst di-
rekt übernehmen. Jetzt muss die

Sozial- und Gesundheitsbranche ei-
gene Stärke entwickeln.

Änderungskündigungen nur
schwer durchzusetzen
In der Arbeitsgruppe Wirtschafts-
ausschuss vermittelte die Diskus-
sion mit Manfred Weidenbach,
Steuerberater aus Bremen und Ber-
thold Bzdak, Mitarbeitervertretung
aus Hannover, dass Änderungskün-
digungen von Arbeitgebern nur
schwer durchzusetzen sind, da die
Arbeitsgerichte deren Notwendig-
keit sehr umfassend prüfen. Bei
Betriebsänderungen müsse das tat-
sächliche Ziel der Einrichtungslei-

tung genau analysiert werden, um
das eigene Handeln darauf abzu-
stimmen. In Überleitungsverein-
barungen müssen effektive MAV-
Strukturen gesichert werden.

Politisierung in den Betrieben
Die Arbeitsgruppe Bündnispolitik/
lokale Bündnisse mit Michael
Heinrich, Sprecher BuKo und Petra
Petzoldt, ver.di-Sekretärin aus
Leipzig, trug ein ganzes Bündel an
politischen Aktionsformen zusam-
men. Interessenvertretungen kön-
nen nicht die Wirkung der Politik
aufheben, dagegen muss politisch
vorgegangen werden. 

Diese Diskussion müssen wir
aber sehr wohl in den Betrieben
führen und die gewerkschaftliche
Organisation erhöhen.

Kommunalpolitiker 
in Verantwortung nehmen
Frau Schliephak, Sozialverband
Deutschland, rief dazu auf, sich in
die Kommunalpolitik einzumischen
und Kommunalpolitiker mit kon-
kreten Forderungen für die Arbeit
in den Einrichtungen zu konfron-
tieren. Die souveräne und kennt-
nisreiche Tagungsleitung durch
Bernhard Baumann-Czichon,
Redaktion Arbeitsrecht & Kirche,
Rechtsanwalt aus Bremen und die
Moderation von Martin Wortmann
trugen wesentlich zum Erfolg der
Tagung bei.

Aufmerksame Zuhörer im Plenum

Von ver.di-Mitgliedern 
für evangelische 
Mitarbeitervertretungen

Praxis der MAV von A bis Z 
in 2. Auflage erschienen

Deppisch/Feulner/Jung/Schleitzer:
Die Praxis der Mitarbeitervertretung
von A bis Z. Das Handwörterbuch

für die MAV-Arbeit. Frankfurt am
Main (Bund-Verlag) 2. Auflage
2004, ca. 460 Seiten, 39,90 Euro.

Das bewährte und aktuell über-
arbeitete Handbuch richtet sich
speziell an die Interessenvertretun-
gen in der Evangelischen Kirche
und Diakonie. Kompakt und ver-
ständlich, praxisnah und ohne juri-
stische Schnörkel behandelt es die

arbeitsrechtlichen Grundlagen und
Fragen, die in der täglichen MAV-
Arbeit immer wieder auftreten.
Viele praktische Tipps und Hin-
weise auf rechtliche Handlungs-
möglichkeiten helfen bei der Be-
wältigung auftretender Probleme.

In der 2. Auflage wurde das
Handwörterbuch insbesondere
dem zum 1.1.2003 und erneut
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zum 1.1.2004 novellierten Mitar-
beitervertretungsgesetz der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland
(MVG.EKD) angepasst. Daneben
berücksichtigt das Handwörterbuch
den Gesetzesstand bis Februar
2004.

Über 120 Stichworte von A wie
„Arbeitsrechtliche Kommission“ bis
Z wie „Zusatzversorgung“ behan-
deln die wichtigen Themen der
MAV-Arbeit. Neu wurden u.a. fol-
gende Themen aufgenommen:
Ausschüsse der MAV, Gesamt-MAV
im Dienststellenverbund, Initiativ-
recht, Integrationsvereinbarung,
Internet und Intranet, Leistungs-
orientierte Vergütung, Mitarbeiter-
jahresgespräche, Qualitätsmanage-
ment, Rechtsformen, Rechtsschutz
für MAVen, Sprechstunden der
MAV, Übergangsmandat/Restman-
dat, Überlastungsanzeige, Wirt-
schaftsausschuss, Zeugnis.

Das Handwörterbuch stellt kei-
nen Kommentar zum MVG oder
zur AVR Diakonie dar – und will
dies auch nicht sein – sondern eine
Hilfestellung für die Beantwortung
der zahlreichen Fragen, die sich in
der MAV-Praxis immer wieder stel-
len. Es enthält viele wertvolle Hilfen
in Form von Checklisten, Übersich-
ten und Musterscheiben.

Friedhelm Hengsbach:
„Das Reformspektakel“
Warum der menschliche Faktor
mehr Respekt verdient.
Herder-Verlag 2004
Euro 9,90

Neu von ver.di, 
Frauen- und Gleichstellungspolitik:

Handlungshilfe „Nicht mit mir!
Zum Handeln motiviert. 
Strategien gegen sexuelle
Belästigung am Arbeitsplatz“
mit wichtigen Adressen und Litera-
turhinweisen.
Kontakt: Ute Brutzki
ver.di Bundesverwaltung
mail: ute.brutzki@verdi.de 

Psychiatrieforum – neue 
Zeitschrift der 
Bundesfachgruppe Psychiatrie
Nr. 1/Juli 2004 zum Schwerpunkt
„Integrierte Versorgung“

Kontakt: Bundesfachgruppen-
leiterin Enriqueta Fobbe, 
Tel. 030/6956-1880, 
Fax 030/6956-3420, 
mail: enriqueta.fobbe@verdi.de

Students at Work – 
Neue Broschüre
„Studium, Bafög, Job, Tipps und
Infos zur Studienfinanzierung“
Die Broschüre  ist erhältlich bei der
DGB-Jugend; außerdem zu bestel-
len über die Homepage www.stu-
dents-at-work.de.

„Students at Work“ ist ein Projekt
der Abteilung Jugend des DGB
Bundesvorstands. Das Projekt hat
zwei Standbeine: 
die Beratung in den so genannten
„Camus Offices“ an Hochschulen
und die Homepage, die neben
Informationen zur Studienfinanzie-
rung eine E-Mail-Beratung bietet.



ver.di „Zentrale Seminare 2005“

Das bundesweite Seminarprogramm von ver.di 
„Zentrale Seminare 2005“ 
ist bei allen Geschäftsstellen erhältlich.
Im Internet zu finden unter 
www.verdi-bildungsportal.de oder 
www.verdi-zentrale-seminare.de

Grundlagen des kirchlichen
Arbeitsrechts 

Strukturveränderungen in Kirchen und Diakoni-
schen Werken – 
welche Handlungsfolgen hat das für die Arbeit-
nehmerseite und ihre Interessenvertretungen?

7. – 9. März 2005, BI 0530705

Es werden Fragen des besonderen kirchlichen
Arbeitsrechts innerhalb der kirchlichen Strukturen
behandelt sowie des individuellen und kollektiven
Arbeitsrechts im Spannungsfeld der betrieblichen
Umstrukturierungen.
Hinzu kommt eine Entwicklung in den neuen
Bundesländern, die kurz- oder mittelfristig auch
andere Landeskirchen/Diakonische Werke treffen
wird. Landeskirchen kooperieren, fusionieren und
Diakonische Werke verschmelzen. Dabei ist der
Handlungsbereich der AGMAVen/Gesamtausschüsse
direkt betroffen: Stellenplanentwicklung der
Geschäftsstellen, Regelungen für ein neues regio-
nales MAV-Gremium, zukünftige Arbeitsrecht-
setzungsverfahren und Schlichtungsordnungen,
MAV- Neuwahlen u.v.m. Wie werden in diesen
Prozessen die Arbeitnehmerinteressen am besten
gewahrt?

Für Mitarbeitervertretungen und Mitglieder von
Gesamtausschüssen /AGMAVen
ver.di-Bildungsstätte „Das Bunte Haus“ 
in Bielefeld (Sennestadt) 
Anmeldungen: Renate Richter, 
ver.di Bundesverwaltung, Fax 030/69 56-34 20

Qualifizierung für Mitarbeiter-
vertretungen im Umgang 
mit Gremien und Gruppen
20. – 24. Juni 2005 (BI 50620) und 
2. – 4. November 2005
(Anreise 1.11.05, BI 511013) 
Beide Termine müssen zusammen gebucht werden. 

Viele Kolleginnen und Kollegen, die in die MAV ge-
wählt werden oder Schulungen für Mitarbeitervertre-
tungen durchführen, sind irgend wann mal ins kalte
Wasser gesprungen. Man/frau gibt die oft jahrelan-
gen vielseitigen Erfahrungen als Mitarbeitervertrete-
rIn an andere weiter. 
Um Gruppen zu führen, Veranstaltungen zu mode-
rieren und Sitzungen zu leiten, reichen gute Fach-
und Sachkenntnisse allein nicht aus. Um diesen An-
forderungen gerecht zu werden, sind didaktische
Grundkenntnisse erforderlich sowie Kenntnisse von
verschiedenen Methoden der Wissensvermittlung

Für Kolleginnen und Kollegen sowie Mitarbeiter-
vertretungen aus dem Kirchenbereich
ver.di-Bildungsstätte „Das Bunte Haus“ 
in Bielefeld (Sennestadt) 
Anmeldungen: Renate Richter, 
ver.di Bundesverwaltung, Fax 030/69 56-34 20

Zum Verhältnis Kirche 
und Gewerkschaften

Handlungsfelder in kirchlichen Einrichtungen
25. – 28. April 2005, BI 5042501

Für Kolleginnen und Kollegen und Mitarbeiter-
vertretungen
ver.di-Bildungsstätte „Das Bunte Haus“ 
in Bielefeld (Sennestadt) 
Anmeldungen in der Bildungsstätte 
Fax 0 52 05/91 00 -30

Seminare 2005


